et 
Gejeß - Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 8685.) Geſetz, betreffend die Anlage der zweiten Geleiſe auf der Mofel- und Saarbahn. 
Vom 4. Februar 1880. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
F. 1. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, für Rechnung des Staates das 
zweite Geleiſe auf der Moſelbahn von Coblenz über Trier bis Carthaus bei 
Conz und auf der Saarbahn von Carthaus bis Dillingen zur Ausführung 
zu bringen. 

$. 2. 


Der zur Herſtellung der im F. 1 bezeichneten Anlagen erforderliche Geld- 
bedarf im Betrage von 6 150 000 Mark iſt durch Veräußerung eines entſprechenden 
Betrages von Schuldverſchreibungen aufzubringen. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen bis zur Erfüllung 
der erforderlichen Geſammtſumme, zu welchem Zinsſatz, zu welchen Bedingungen 
der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen verausgabt 
werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe, wegen 
Annahme derſelben als pupillen⸗ und depoſitalmäßige Sicherheit und wegen 
Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 
(Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


$. 3. 
. Jede Verfügung über die im F. 1 e Eiſenbahntheile durch Ver— 
äußerung bedarf zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des 
Landtages. 
Gef. Samml. 1880. (Nr. 86858686.) 5 


Ausgegeben zu Berlin den 15. Februar 1880. 


r A Denn EEE 


a 


$.4. 


Die Ausführung dieſes Geſetzes wird, ſoweit ſolche nach den Beſtimmungen 
des F. 2 nicht durch den Finanzminiſter erfolgt, dem Miniſter der 5ffentfichen 
Arbeiten übertragen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 4. Februar 1880. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. 
Maybach. Bitter. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 


(Nr. 8686.) Geſetz, betreffend den Erwerb des Rheiniſchen und des Berlin -Potsdam⸗ 
Magdeburger Eiſenbahnunternehmens für den Staat. Vom 14. Februar 1880. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
H. 1. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Verwaltung und den Betrieb 
folgender Eiſenbahnunternehmungen, nämlich: 


J) der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft nach Maßgabe des beigedruckten 
4 Vertrages vom 13./18. Dezember 1879, 
2) der Berlin-Potsdam-Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft nach Maßgabe 
des beigedruckten Vertrages vom 24. Dezember 1879, 
75 zu übernehmen. 


§. 2. 


Die Staatsregierung wird in Gemäßheit der im $. 1 gedachten Verträge 
zur Ausgabe von vierprozentigen Staatsſchuldverſchreibungen in demjenigen Be- 
trage ermächtigt, welcher erforderlich iſt, um den Umtauſch der 


1) 224 586 000 Mark Stammaktien und Prioritäts⸗Stammaktien der Rhei⸗ 
niſchen Eiſenbahngeſellſchaft einſchließlich der an Stelle der früheren 


1 


Bonn⸗Cölner Aktien getretenen Prioritäts⸗Stammaktien der Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft in Staatsſchuldverſchreibungen ie ae von 


64 952 250 Mark, 
2) 37 500 000 Mark Stammaktien Litt. B der Rhei⸗ 
niſchen Eiſenbahngeſellſchaft in Staatsſchuldver⸗ 
ſchreibungen zum Betrage von 37500000 „ 
3) 60 000 000 Mark Stammaktien der Berlin⸗Pots⸗ 
Pr aka Eiſenbahngeſellſchaft in Staats⸗ 


ſchuldverſchreibungen zum Betrage von 60 000000 = 
uſammen in vierprozentige Staatöfchuldverfchrei- 
ee: a, 462 452 250 Mark 
herbeizuführen. 
$. 3. 


Die Staatsregierung wird in Gemäßheit der im $. 1 gedachten Verträge 
ferner ermächtigt, die Mittel zur Deckung 

J) der den Aktionären der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft beim Umtauſch 
ihrer Aktien zu gewährenden baaren Zuzahlung von 1122930 Mark 
aus demjenigen Fonds, welchen die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft 
bisher aus den Betriebsüberſchüſſen früherer Jahre zurückgelegt und 
der Verfügung der Generalverſammlung der Aktionäre vorbehalten hat 
(Fonds zur Ergänzung der Dividende), 

2) der den Aktionären der Verlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn⸗ 
eſellſchaft bei der Abſtempelung ihrer Aktien zu gewährenden baaren 
au ahlung von 600 000 Mark aus dem Reſervefonds und Extrareſerve⸗ 
fonds und den durch dieſe Fonds nicht gedeckten Reſt aus dem Er⸗ 
neuerungsfonds der genannten Geſellſchaft 

zu entnehmen. 

Im Uebrigen bleibt die Verwendung folgender Fonds der Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft, nach Abzug der daraus ee, §. 9 — letzter Abſatz — des 
bei F. 1 Nr. 1 gedachten Vertrages etwa zu gewährenden Abfindungen, 

1) des allgemeinen Reſervefonds, 

2) des Spezialreſervefonds für die Eiſenbahn Call- Trier, 

3) der Reſervefonds zur Zahlung von Alimenten an Verletzte und deren 

Hinterbliebene, 

4) des Erneuerungsfonds, 

5) des Fonds zur Ergänzung der Dividende, 

6) des Kurs⸗ und Zinsgewinnfonds, welcher durch An- und Verkauf 
fremder Effekten entſtanden iſt, 

7) des n welcher durch die Begebung von Aktien und 
Obligationen der Geſellſchaft über den Nennwerth, nach Abzug der 
Agioverluſte entſtanden iſt, 

(Nr. 8686.) 5* 
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8) des Fonds zur Amortiſation des Anlagekapitals der Strecke von Cleve N 
bis zur Landesgrenze in der Richtung auf Zevenaar, N | 
9) des Reſervefonds für ftreitige Anſprüche (Delkrederefonds), 
ſowie des Erneuerungsfonds der Berlin⸗Potsdam⸗ Magdeburger Eifenbahngefell- 
ſchaft der Verfügung durch beſonderes Geſetz vorbehalten. 


$. 4. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der für die Bauaus⸗ 
führung derjenigen Bahnstrecken erforderlichen Mittel, fuͤr welche den im §. 1 
bezeichneten RR die Konzeſſion zum Bau und Betriebe 
verliehen iſt, an Stelle des für die Ausführung derſelben zu begebenden An⸗ 
lagekapitals, ſofern ſich die weitere Begebung als unthunlich oder nach dem Er⸗ 
meſſen des Finanzminiſters als nachtheilig erweiſen ſollte, Staatsſchuldverſchrei— 
bungen zu dem Betrage von 33 872 800 Mark auszugeben. 


. 5. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzminiſter werden 
ermächtigt, demnächſt die Auflöſung der Rheiniſchen und der Berlin-Potsdam⸗ 
Magdeburger eee nach Maßgabe der im §. 1 bezeichneten Ver⸗ 
träge herbeizuführen und bei der Auflöſung innerhalb der in F. 2 bezeichneten 
Summen den Kaufpreis für den Erwerb der Bahnen zu zahlen. 

Der Finanzminiſter wird ferner ermächtigt, die isher begebenen Anleihen 
dieſer Geſellſchaften zum Betrage von 272 128 800 Mark, ſoweit dieſelben nicht 
inzwiſchen getilgt ſind, zur Rückzahlung beziehungsweiſe zum Umtauſche gegen 
Staatsſchul begangen zu kündigen, auch die hierzu erforderlichen Geld 
beträge durch Veräußerung eines entſprechenden Betrages von Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen aufzubringen. 

$. 6. 


Ueber die Ausführung der im F. 5 getroffenen Beſtimmungen hat die 
Staatsregierung dem Landtage bei jedesmaliger Vorlage des Etats der Eiſen⸗ 
bahnverwaltung Rechenſchaft zu geben. 


$. 7. 


Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigun und zu welchen Kurſen die Schuld— 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen N 2, 4 und 5), beſtimmt, ſoweit 
nicht durch die im $. 1 angeführten Verträge Beſtimmung getroffen iſt, der 
a 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung ‚und Tilgung der Anleihe, wegen 
Annahme derſelben als pupillen⸗ und depoſitalmäßige Sicherheit und wegen Ver⸗ 
jährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


‚Won Iren 


ne W‚ 


der Eiſenba 


g. 8. 


Jede Verfügung der Staatsregierung über die im F. 1 bezeichneten Eiſen⸗ 
bahnen beziehungsweiſe Eiſenbahntheile) einſchließlich en Betheiligung 
an dem Unternehmen der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, welche dem 
Staate 9 den Erwerb des Unternehmens der Berlin⸗-Potsdam-Magdeburger 
Eiſenbahn eſellſchaft zufallen wird, durch Veräußerung, bedarf zu ihrer Rechts⸗ 
gültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. Alle dieſer Vorſchrift 
entgegen einſeitig getroffenen Verfügungen he Ain 08. 

Die Staatsregierung kann bei Ausübung des ihr in der Generalverſamm⸗ 
lung der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zuſtehenden Stimmrechtes An⸗ 
trägen auf Erhöhung des Grundkapitals oder Anleihekapitals nur mit Geneh⸗ 
migung der Landesvertretung zuſtimmen. 


F. 9. 


Bis zu einer anderweiten geſetzlichen Regelung der Kommunalbeſteuerung 
. is finden die bisherigen gefeglichen Beſtimmungen über die Ver⸗ 
pflichtung der Privateiſenbahnen zur Zahlung von Kommunalſteuern auf die im 
$. 1 bezeichneten Eiſenbahnen auch nach dem Uebergange derſelben in das Eigen⸗ 
thum des Staates in gleicher Weiſe, wie bis zu dieſem Zeitpunkte Anwendung. 


$. 10. 


Die Ausführung dieſes Geſetzes wird, ſoweit ſolche nach den Beſtimmungen 
der 99.2 bis 7 nicht durch den Finanzminiſter erfolgt, dem Miniſter der öffent⸗ 
lichen Arbeiten übertragen. 


N uche Ju unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 14. Februar 1880. 


(L. S) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. 
Maybach. Bitter. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 


(Nr, 8686.) 
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Vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Rheiniſchen Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 
vom 13/18. Dezember 1879. 


Swifchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Ober- 
Regierungsrath Dr. Frölich und den Geheimen Regierungsrath Fleck, als 
90 8 „ des Miniſters der aer de Arbeiten, und den Geheimen Ober⸗ 
Du wiſchenſt ötger, als Kommiſſar des Finanzminiſters, einerſeits und der 

irektion der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft andererſeits iſt unter dem Vor⸗ 
behalte der landesherrlichen Genehmigung, ſowie nach erfolgter Zuſtimmung der 
Generalverſammlung der Aktionäre der vorgenannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender 
Vertrag abgeſchloſſen worden. 


1. 

Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft überträgt die Verwaltung und den 
Betrieb ihres ganzen Unternehmens ohne irgend welche Beſchränkung ewige 
Zeiten an den Staat. Zu dieſem Zwecke übergiebt die Direktion der Rheiniſchen 

ſſenbähngeſelſſchaft die Verwaltung und den Beſitz des geſammten beweglichen 


und unbeweglichen Vermögens der Geſellſchaft, ſowie die Beſtände aller zum 


Vermögen der Geſellſchaft gehörigen oder von der Direktion der Geſellſchaft ver- 
walteten, für die Zwecke des Unternehmens beſtimmten Fonds an die vom Staate 
zur Verwaltung deſſelben einzuſetzende Königliche Behörde. 


2 


$. 2. 

Die Uebergabe wird am 1. des zweiten, auf die Perfektion des Vertrages 
folgenden Monats bewirkt. 5 

Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 1880 ab die Verwaltung und der 
Betrieb der Rheinischen Eiſenbahn für Rechnung des Staates erfolgen. 

Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die Ver⸗ 
waltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch De Direktion führen 
läßt, wird ſich folgeweiſe in allen wichtigen Angelegenheiten der vorgängigen Zu⸗ 
ſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten verſichern. 

Vom 1. Januar 1880 ab gehen auf den Staat die geſammten Nutzungen 
und Laſten des Vermögens der Rheiniſchen Sifenbabngefeliaft ohne jede weitere 
Beſchränkung, als in dieſem Vertrage ſelbſt näher beſtimmt ift, über. Insbeſondere 
fließt der ee nach Abzug der Verwaltungs-, Unterhaltungs- und Betriebs⸗ 
koſten, ſowie der zur ane Verzinſung Bee den er Anleihen der 
Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft erforderlichen Beträge verbleibende Reinertra 
dem Staate ausſchließlich zu. Zu den Anleihen der Rheiniſchen Eifenbahngefell- 
ſchaft ſind auch zu rechnen die von ihr ſelbſtſchuldneriſch übernommenen Prioritäts⸗ 
Obligationen der ehemaligen Bonn-Cölner und Cöln-Crefelder Eifenbahngefell- 


ſchaften. 


— — 


„Mit dem e der Verwaltung übernimmt der Staat die ordnungs⸗ 
mäßige Unterhaltung und Erneuerung der Bahn, der Bahnanlagen und Be⸗ 
triebsmittel, ſowie auch die Deckung aller für die Verwaltung und den Betrieb 
es Unternehmens erforderlichen außerordentlichen Ausgaben. Dagegen ſollen 
dem Staate die Beſtände aller zum Vermögen der Geſellſchaft 8 Fonds, 
namentlich der Reſervefonds und des Erneuerungsfonds, zur eis erfügung 
anheimfallen und die auf die Verwendung und Verwaltung bezüglichen fiat 
tariſchen Beſtimmungen außer Anwendung treten. 
$. 3. 

Auf die zu errichtende Königliche Behörde ($. 1) gehen alle in den durch 
Allerhöchſte Order vom 21. August 1837 beſtätigten Gefellſchaftsſtatuten und 
deren Nachträgen den Generalverſammlungen, dem Adminiſtrationsrathe, der 
Direktion und dem Spezialdirektor beigelegten Befugniſſe, ſoweit nicht durch dieſen 
a etwas Anderes feſtgeſetzt iſt, über. 

s verbleibt indeß in Bezug auf die Verwaltung bis zum Zeitpunkte des 
Ueberganges derſelben auf die Königliche Behörde bei der Beſtimmung des $. 54 
Alinea 4 der Geſellſchaftsſtatuten, wonach die von der Direktion über die Ver⸗ 
waltung bis zu dieſem Zeitpunkte gelegten oder zu legenden Rechnungen vom 
Adminiſtrationsrathe der Geſellſchaft zu prüfen und zu dechargiren find, 

Ingleichen vertritt ſie die ben Eiſenbahngeſellſchaft bezüglich aller 
derſelben zuſtehenden Berechtigungen und obliegenden Verpflichtungen und übt 
fh zucken Befugniſſe aus, welche geſetzlich dem Vorſtande einer Aktiengefell- 

aft zuſtehen. 

a Fur die Folge hat die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft ihren Sitz und 
Gerichtsſtand im Domizile der gedachten Königlichen Behörde. Gegenüber den 
isherigen Prioritäts⸗ und ſonſtigen Gläubigern der Rheiniſchen Eifenbahngefell- 
ſchaft ehält dieſe indeß ihren Gerichtsſtand in Cöln, und ſoll in dieſer Beziehung 
ie erwähnte Königliche Behörde der Gerichtsbarkeit in Cöln unterworfen ſein. 

Der Adminiſtrationsrath der Geſellſchaft beſteht, ſobald der Vertrag perfekt 
geworden iſt, aus denjenigen Perſonen, welche zu dem gedachten Zeitpunkte Mit⸗ 
glieder deſſelben find. Demſelben treten die jetzigen ſtellvertretenden Mitglieder 
als wirkliche Mitglieder bei. Die Zahl der itglieder wird in der Reit all- 
mählich auf bh reduzirt, daß in Fällen des Ausſcheidens einzelner Mitglieder 
durch Tod oder freiwilligen Austritt eine Neuwahl unterbleibt. Im Uebrigen 
findet die Neuwahl der Mitglieder des Adminiſtrationsrathes nach Maßgabe der 
Geſellſchaftsſtatuten, jedoch ohne Beſchränkung hinſichtlich des Wohnortes der zu 
wählenden Mitglieder, ſtatt. Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe iſt die Anweſenheit 
von mindeſtens der Hälfte der Mitglieder erforderlich. 

Der Adminiſtrationsrath hat zugleich das Intereſſe der Rheiniſchen Eifen- 
bahngeſellſchaft egenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes 
Vertrages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu ver⸗ 

eten. Die Tantieme, welche auf Beſchluß der Generalverſammlung unter die 
Eye des Adminiſtrationsrathes nach $. 56 der Geſellſchaftsſtatuten ver⸗ 
theilt werden kann, wird für das Betriebsjahr 1879, wie ſeither, auf 1 Prozent 
der unter die Aktionäre zur Vertheilung zu bringenden Dividende und vom 
(Nr. 8686.) 
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Jahre 1880 ab bis zur dulce der Wa den (F. 8) auf den Betrag von 
jährlich 3000 Mark für en e auf den gleichen Betrag für den Vize⸗ | 
präſidenten und auf 1500 Mark für jedes Mitglied des Adminiſtrationsrathes 
feſtgeſetzt. Die beiden Mitglieder des Adminiſtrakionsrathes, welche mit der Ab— 
nahme der Rechnungen pro 1880 nach dem bisherigen Verfahren betraut werden, 
erhalten für das Jahr 1880 jedoch 3000 Mark. Die Saßlung der Tantieme 
erfolgt am 1. des auf den Schluß des Rechnungsjahres folgenden dritten Monats. 

Die ordentliche jährliche Generalverſammlung der Aktionäre der Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft findet in der Regel im zweiten Quartale des Rechnungs⸗ 
jahres ftatt. 


$. 4. 

Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich, den Ueberſchuß am 
Reingewinne des Jahres 1879, welcher ſich etwa nach Gewährung einer Divi⸗ 
dende von 7 Prozent an die Inhaber der Stammaktien ergeben ſollte, dem | 
Reſervefonds zuzuführen. 15 | 


Der Staat gewährt den Inhabern der voll eingezahlten Stammaktien der 
Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft einſchließlich der Bonn⸗Cölner Aktien und der 
Prioritäts⸗Stammaktien eine feſte jährliche Rente von ſechs und einem halben 
Prozent des Nominalbetrages, den Inhabern der für die noch nicht vollein⸗ 
ge ablten Stammaktien ausgeſtellten Interimsſcheine die von der Geſellſchaft zu- 
len Sinfen, vom 1. Januar 1883 jedoch ſechs und ein halb Prozent des 
Nominalbetrages, und den Inhabern der Stammaktien Litt. B der Rheiniſchen 

Eiſenbahngeſellſchaft eine feſte jährliche Rente von vier Prozent des Nominal⸗ 

betrages. Der Betrag der feſten Rente wird mittelſt Abſtempelung auf den Aktien 

vermerkt. Für Interimsſcheine werden nach deren Volleinzahlung auf Verlangen 

abgeſtempelte Aktien ausgereicht. Gleichzeitig werden die Abſchlags iwidendenſcheine, 

die Dividendenſcheine und S beibinibenbeniejeine nebſt Anweiſungen gegen Zins- 
et und Talons nach den beigefügten Formularen umgetauſcht. 


N Die Zahlung der Rente erfolgt in halbjqährlichen Raten am 1. Juli des 
laufenden und am 2. Januar des nächſtfolgenden Rechnungsjahres gegen Rück⸗ 
abe des betreffenden Zinskupons in Cöln, Aachen, Frankfurt a. M. und Berlin. 
alls der Umtauſch der ausgegebenen Dividendenſcheine gegen Zinskupons unter⸗ 
bleibt, wird die Rente nur am 2. Januar gegen ee der bisherigen Divi- 
dendenſcheine bezahlt. Für die Stammaktien Litt. bleiben die bisherigen 
Zinszahlungstermine beſtehen. Dividendenſcheine und Jinskupons, welche nicht 
innerhalb vier Jahren nach dem Fälligkeitstermine zur Entgegennahme der Zah⸗ 
lung präſentirt werden, verfallen ohne Weiteres zum Vortheile der Penſionskaſſe 
der Rheiniſchen Eiſenbahnbeamten, jedoch mit der Maßgabe, daß die der Kaſſe 
ugefloſſenen Rentenbeträge, ſoweit deren nachträgliche Zahlung bei ſpäterer Prä⸗ 
ſentation der Zinspapiere von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten aus Billig⸗ 
keitsrückſichten angeordnet werden ſollte, zurückzuerſtatten find. 
$. 6. 
Den bisherigen Prioritätsgläubigern der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
— mit Einſchluß der im §. 2 erwähnten Bonn -Cölner und Cöln⸗Crefelder 


ea, 


Prioritätsgläubiger — bleiben ihre Rechte bezüglich des Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
unternehmens ungeſchmälert vorbehalten. Der Staat wird die Rheiniſche Eiſen⸗ 
bahn nebſt allem Betriebsmaterial und ſonſtigem Zubehör zunächſt als einen ge⸗ 
trennten Vermögenskomplex verwalten. 5 

Der Staat iſt jedoch e. „das geſammte Rheiniſche Eiſenbahnunter⸗ 
nehmen oder einzelne Theile deſſelben mit; anderen Staats⸗ oder vom Staate 
verwalteten Eiſenbahnſtrecken zu einer gemeinſamen Verwaltung zu vereinigen. 

In dieſem Falle gelten für die Vertheilung der geſammten Betriebsaus⸗ 
gaben der vereinigten Bahnen er Beſtimmungen, welche in $. 13 des 
Statutnachtrages der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft vom 20. Juni 1868 
für die Betheiligung der Venlo- Hamburger Bahn an den Betriebsausgaben des 
Geſammtunternehmens vereinbart ſind. * 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten iſt berechtigt, den Beginn des 
Rechnungsjahres für das Rheiniſche Eiſenbahnunternehmen auf einen anderen 
Zeitpunkt, als den Anfang des Kalenderjahres zu verlegen. Sofern dieſe Ver⸗ 
legung erfolgt, wird der bis des Beginn des erſten abgeänderten Rechnungs⸗ 
jahres bereits abgelaufene Theil des Kalenderjahres dem vorhergehenden Rechnungs- 
jahre zugerechnet. 

$. 7. 

Der Staat iſt berechtigt, den noch unverwendeten Erlös aus der Begebung 
der Prioritäts⸗ Obligationen der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft nach Maßgabe 
des Bedürfniſſes zu verwenden, ſowie auch den noch nicht begebenen Theil der 
Prioritäts⸗Obligationen für Rechnung des Unternehmens zu begeben. 


§. 8. 


und zwar für je acht Aktien Staatsſchuldverſchreibungen 5 ten. Den Inhab 
ieten. Den Inhabern 


0 
d ten Aktien aue und übt als ſolcher nad) aß⸗ 
abe ſeines Be s 8 ſtatutariſche Stimmrecht aus. Die Stimm⸗ 
tigung de h alsdann in 
Stimme gewährt, wogegen die Vorſchriften im F. 36 des Geſellſchaftsſtatuts 
ſowie im N 4 des unter dem 18. März 1867 Allerhöchſt beſtätigten Statutnach⸗ 
trages außer Kraft treten. 
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Es ſoll der Staatsregierung freiſtehen, den Zeitpunkt, an welchem mit 
en he begonnen werden foll, ſchon vor dem 1. April 1884 eintreten 
zu laſſen. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 4 Wochen vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von einem Monate zu wiederholen. Zu dem Umtaufche wird 
der Staat eine Friſt von mindeſtens einem Jahre bewilligen. 

Den Mitgliedern des Adminiſtrationsrathes bleibt der Umtauſch der von 
ihnen gemäß F. 46 der Geſellſchaftsſtatuten deponirten Aktien bis zur Beendigung 
der unten vorgeſehenen Liquidation vorbehalten. 

Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft räumt dem Staate das Recht ein, 
nach Ablauf der für den Umtauſch der Aktien gegebenen einjährigen Friſt zu 
jeder Zeit das Eigenthum der Rheiniſchen Eiſenbahn mit ihrem geſammten un⸗ 
beweglichen und beweglichen Zubehör, insbeſondere mit ihrem Betriebsmaterial, 
überhaupt mit allen an dem Unternehmen der Rheiniſchen Eiſenbahn haftenden 
Rechten und Verpflichtungen 1 erwerben und die Auflöſung der Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund der nachſtehenden Beſtimmungen ohne Weiteres 
herbeizuführen. 

Falls der Staat ſich hierzu entſchließt, hat er 

1) die ſämmtlichen Prioritätsanleihen, ſowie alle ſonſtigen Schulden der 

Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner zu übernehmen; 

2) an die Liquidatoren einen Kaufpreis von 30 000 000 Mark für die 

Strecke von Call nach Trier behufs ſtatutenmäßiger Vertheilung an 
die Inhaber der Aktien Litt. B und von 250 000 000 Mark für 
ſämmtliche übrige Strecken behufs ſtatutenmäßiger Vertheilung an die 
Inhaber der Rheinſchen Stammaktien, der Stammprioritätsaktien und 
der Bonn⸗Cölner Aktien zu überweiſen. 

Die Aktionäre find demnächſt durch die Geſellſchaftsblätter aufzufordern, 
binnen einer Friſt von 3 Monaten ihre Aktien an die Geſellſchaftskaſſe gegen 
Empfangnahme ihres Antheiles an den Liquidationserlöſen abzuliefern. 

Bei Einlöſung der Aktien ſind die noch nicht zahlfälligen Dividendenſcheine 
ſowie Zinskupons mit abzuliefern, widrigenfalls der Geldbetrag derſelben von 
dem auf die Aktien entfallenden Betrage in Abzug gebracht wird. Dieſer Abzug 
gelangt erſt nach Ablauf der Verjährungsfriſt zur Auszahlung, wenn inner⸗ 
Halb 5 ben von anderer Seite ein Anſpruch auf Auszahlung nicht erhoben 
ſein follte. ö 1 

IS nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle ein⸗ 
gezahlt, daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund 
eines 2 ige für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils er⸗ 
folgen darf. 

? Die Liquidation wird für Rechnung des Staates bewirkt. 

Behufs. der. im Falle des Eigenthumserwerbes ſeitens des Staates erforder⸗ 
lichen Uebertragung des Grümdergenthums auf den Staat ſoll derjenige Beamte 
der Rheiniſchen Verwaltung zur Abgabe der Auflaſſungserklärungen ermächtigt 
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fein, welchen in jedem einzelnen Falle das Königliche Eiſenbahnkommiſſariat 
zu Coblenz, eventuell die an deſſen Stelle getretene Eiſenbahnaufſichtsbehörde 
benennen wird. 

a Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft ift nicht berechtigt, in anderer Weiſe 
ihre Auflöſung zu beſchließen, den Gegenſtand ihres Unternehmens zu ändern 
n oder Beſtandtheile ihres Eigenthums zu veräußern oder zu 
verpfänden. 


H. 9. 


Das geſammte Beamten- und Dienſtperſonal der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
eſellſchaft tritt mit dem Uebergange des Unternehmens auf den Staat in den 
ienſt der Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur 

Zeit des Uebergangs beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Penſionskaſſe der Rheiniſchen Eiſenbahnbeamten, die Penſionskaſſe für 
einige definitiv Angeſtellte der früheren Cöln⸗Crefelder Eiſenbahngeſellſchaft, die 
allgemeinen Krankenkaſſen für die Beamten, Diätarien und Arbeiter bleiben nach 
den betreffenden Reglements beſtehen, wenn nicht mit Zuſtimmung der beider⸗ 
n Berechtigten eine Vereinigung der genannten Kaſſen mit den entſprechen⸗ 
en Kaſſen der mit der Rheiniſchen zu einer Verwaltung vereinigten Staats⸗ 
bahnen oder vom Staate verwalteten Privatbahnen zu Stande kommt. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſen von der Rheiniſchen 
Bahn übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die reglementsmäßigen Rechte der 
Geſellſchaft und der Direktion werden künftig durch die hr Verwaltung der 
Rheiniſchen Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Behörde ausgeübt. 

Der durch Beſchluß der Generalverſammlung der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft vom 17. Juni 1879 begründete Fonds „Wilhelm⸗ und Auguſtaſtiftung“ 
von 100 000 Mark, deſſen Zinſen zur Unterſtützung hülfsbedürftiger Beamten 
und Arbeiter beziehungsweiſe deren Hinterbliebenen zu verwenden ſind, ſoll 
dieſem Zwecke dauernd erhalten bleiben. 

Die zeitigen Mitglieder der Direktion und deren Stellvertreter erhalten für 
ihre Thätigkeit im Jahre 1879 eine Tantieme in gleicher Höhe, wie ihnen ſolche 
für das Betriebsjahr 1878 gewährt worden iſt. 

Gegen Aufgabe ihrer N Rechte und Kompetenzen erhalten die⸗ 
ſelben für die Jahre 1880 bis 1885 einſchließlich dem bisherigen Verfahren ent⸗ 
ſprechend 5 Prozent pro Jahr und Perſon der auf die voll eingezahlten Aktien 
ur Vertheilung gelangenden Rente von 63 Prozent. Bei Todesfällen wird die 
Söhre in dem auf das Todesjahr folgenden Januar zum letzten Male gezahlt. 
Die Zahlung erfolgt poſtnumerando, zum en Male am 2. Januar 1886. Eine 
Neuwahl von Mitgliedern der Direktion beziehungsweiſe deren Stellvertretern 
findet nicht mehr ſtatt. 

Dem Spezialdirektor und deſſen Stellvertretern bleiben ihre vertragsmäßigen 
Anſprüche vermögensrechtlicher Natur gewahrt. Sofern mit dieſen Perſonen 


wegen Aufgabe dieſer Rechte oder wegen Uebernahme derſelben in den Staats⸗ 


dienſt ein Abkommen geſchloſſen werden ſollte, werden die dieſen Beamten eventuell 
zu gewährenden Abfindungen auf die Fonds der Geſellſchaft verrechnet. 
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Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes⸗ 
vertretung ſobald als thunlich e ar werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfä 190 wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juli 1880 erlangt worden iſt. 


H. 11. 


Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen haben, 
ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzuſehen iſt. 


. 12. 


Der Staat ift berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage hervorgehenden 
Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 


8.18. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Berlin, den 13. Dezember 1879. 


(L. S.) Rötger. Dr. Frölich. Fleck. 


Gemäß Beſchluß und Auftrag der außerordentlichen Generalverſammlung 
der Aktionäre vom 18. Dezember 1879. 


Die Direktion der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


Meviſſen. Frhr. v. Geyr. Joſ. Caſſalette. Küchen. F. W. Königs. 
v. Pranghe. Compes. Theodor Nelleſſen. Wendelſtadt. 
Alb. Frhr. v. Oppenheim. Emil Wagner. Rennen. 


Der unterzeichnete in der Stadt Cöln am Rhein wohnende Königlich 
Preußiſche Notar Kaspar Beſſenich atteftirt hiermit unter Beidrückung ſeines 
0 0 daß die ihm nach Namen, Stand und Wohnort bekannten Herren, 
nämlich: 

a) Geheime Kommerzienrath Guſtav Meviſſen, Kaufmann, in Cöln 

wohnend, 

b) Theodor Freiherr v. Geyr, Rittergutsbeſitzer, in Aachen wohnend, 

e) Kommerzienrath Joſeph Caſſalette, Kaufmann, in Aachen wohnend, 


* 
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d) Geheime Juſtizrath Joſeph Küchen, Rentner, in Aachen wohnend, 

e) Kommerzienrath Franz Wilhelm Königs, Kaufmann, in Cöln 
wohnend, ' 

f) Robert v. Pranghe, Rentner, in Aachen wohnend, 

8) Juſtizrath Joſeph Compes, Rentner, in Cöln wohnend, 

h) Kommerzienrath Victor Wendelſtadt, Rentner, in Cöln wohnend, 

i) Theo dor Nelleſſen, Kaufmann, in Aachen wohnend, 

k) Albert Freiherr v. Oppenheim, Bankier, in Cöln wohnend, 

) Geheime Kommerzienrath Emil Wagner, Kaufmann, in Aachen 
wohnend, 1 als Mitglieder der Direktion der in Cöln domizi⸗ 
lirten Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft, 

m) Geheime Regierungsrath Franz Karl Rennen, in Cöln wohnend, 
als Spezialdirektor der genannten Geſellſchaft, 


ihre eigenhändige Unterſchrift den vorſtehenden Vertra 1 haben und 


daß dieſer Vertrag in zwei Exemplaren ausgefertigt und Jedem der kontrahirenden 


e ein gleichlautendes Exemplar behändigt worden iſt. 
Cöln, den zweiten Januar achtzehnhundert achtzig. 


(L. S.) Beſſenich. 
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Stammaktie der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft 


= 


der Mark hat Inhaber dieſes Kupons vom... . . ab aus 
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(Trockener Stempel.) 
(Unterſchrift in Fakſimile.) 
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(Trockener Stempel.) 
(Unterfchrift in Fakſimile.) 
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(Trockener Stempel.) 
(Unterſchrift in Fakſimile.) 
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(Trockener Stempel.) 
(Unterſchrift in Fakſimile.) 


(Nr. 8686.) 


„ter Zinskupon 
für die 
Prioritaͤts⸗-Stammaktie der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
. 
ER Mark hat Inhaber dieſes Kupons von . .. ab aus 
W.. = zu Ein d d one ensanen zu Aachen 
PPV zu er erk rennen zu 


Frankfurt a. M. zu erheben. 

Dieſer Kupon wird ungültig und werthlos, wenn er nicht binnen vier 
Jahren nach dem Fälligkeitstermine zur Zahlung präſentirt wird. 
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(Trockener Stempel.) 
(Unterſchrift in Fakſimile.) 


Talon 


zu der 


Prioritäts⸗Stammaktie der Rheinischen Eiſenbahngeſellſchaft 
. 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe vom ........... 
le ab bei der . 5 Berlin die ... te Serie der Zins⸗ 
kupons für die Jahre 18 bis ‚ſofern nicht von dem Inhaber der Aktie 
bei der unterzeichneten Behörde rechtzeitig Widerſpruch erhoben wird, in welchem 
Falle die Ausreichung der neuen Kupons an den Inhaber der Aktie erfolgt. 
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(Trockener Stempel.) 
(Unterſchrift in Fakſimile.) 
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(Trockener Stempel.) 
Unterſchrift in Fakſimile.) 
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Stammaktie der Bon 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe vom 
Rn ab bei der . zu Berlin die . ...t Serie der Zins⸗ 
kupons für die Jahre 18.. bis . „ ſofern nicht von dem Inhaber der Aktie 
hei der unterzeichneten Behörde rechtzeitig Widerſpruch erhoben wird, in welchem 
Falle die Ausreichung der neuen Kupons an den Inhaber der Aktie erfolgt. 
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(Trockener Stempel.) 
(Unterſchrift in Fakſimile.) 
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Bertrün,, ee 
betreffend 


den Uebergang des Berlin-Potzdam- Magdeburger Eiſenbahn⸗ 
Unternehmens auf den Staat; vom 24. Dezember 1879. 


tischen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch die Geheimen Ober⸗ 
Regierungsräthe Rapmund und Dr. Frölich, als Kommiſſarien des Miniſters 
der öffenklichen Arbeiten, und den Geheimen ae Rötger, als 
Kommiſſar des Finanzminiſters, einerſeits und dem Direktorium der Berlin⸗ 
Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft andererſeits iſt heute, unter dem 
Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung und auf den Grund des zuſtim⸗ 
menden Beſchluſſes der Generalverſammlung der Aktionäre der vorgenannten 
Eiſenbahngeſellſchaft, folgender Vertrag abgeſchloſſen worden. 


RR 


Die Berlin- Potsdam- Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft überträgt die Ver⸗ 
waltung und den Betrieb ihres gangen Unternehmens ohne irgend welche Be— 
ſchränkung auf ewige Zeiten an den Staat. 

Zu dieſem Zwecke übergiebt das Direktorium der Berlin⸗-Potsdam⸗Magde⸗ 
burger Eiſenbahngeſellſchaft die 1 und den Beſitz des geſammten 
beweglichen und unbeweglichen Vermögens der Geſellſchaft, ſowie die Beſtände 
aller zum Vermögen der Geſellſchaft gehörigen oder von dem Direktorium der 
Geſellſchaft verwalteten, für die Zwecke des Unternehmens beſtimmten Fonds 
mit der im $. 8 vorgeſehenen Beſchränkung an die vom Staate mit der Ver⸗ 
waltung deſſelben zu betrauende Königliche Behörde. 


$. 2. 

Die Uebergabe wird am 1. des zweiten, auf die Perfektion des Vertrages 
folgenden Monats bewirkt. 

Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 1879 ab Verwaltung und Betrieb 
der Berlin-Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn für Rechnung des Staates erfolgen. 

Die Berlin-Potsdam⸗Magdeburger Eitenbahngefellihaft, welche in der 
Zwiſchenzeit die Verwaltung im Fatereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch 
ihr Direktorium führen läßt, wird folgeweiſe in allen wichtigen Angelegenheiten 
ſich der vorgängigen Zuſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten verſichern. 

Vom 1. emu 1879 ab geben auf den Staat die geſammten Nutzungen 
und Laften des Vermögens der Berlin - Potsdam - Magdeburger Eſſenbuhngeſel⸗ 
ſchaft ohne jede weitere Beſchränkung, als in dieſem es ſelbſt näher 
beſtimmt iſt, über. Insbeſondere fließt der geſammte, nach Abzug der Ver⸗ 
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waltungs⸗, Unterhaltungs- und Betriebskoſten ſowie der zur planmäßigen Ver⸗ 
buhung und Tilgung der Anleihen der Berlin-Potsdam⸗Magdeburger Eiſen⸗ 
clic aort erforderlichen Beträge verbleibende Reinertrag dem Staate aus 
ießlich zu. 

Miit dem Uebergange der Verwaltung übernimmt der Staat die ordnungs⸗ 
mäßige Unterhaltung und Erneuerung der Bahn, der Bahnanlagen und Betriebs 
mittel, ſowie auch die Deckung aller für die Verwaltung und den Betrieb des 
Unternehmens erforderlichen außerordentlichen Ausgaben. Dagegen ſollen dem 
Staate die Beſtände des Reſervefonds, des Extrareſervefonds und des Erneuerungs⸗ 
fonds mit der im $. 8 vorgeſehenen Beſchränkung zur freien Verfügung anheim- 
fallen und die auf die l und Verwaltung dieſer Fonds bezüglichen 
ſtatutariſchen Beſtimmungen außer Anwendung treten. 


§. 3. 

Auf die Königliche Behörde (F. 1) gehen alle in dem durch Allerhöchſte 
Order vom 17. Auguſt 1845 beſtätigten Gerelfchaftsftatute und deſſen Nachträgen 
den Generalverſammlungen, dem Ausſchuſſe und dem Direktorium beigelegten 
Befugniſſe, ſoweit nicht durch dieſen Vertrag etwas Anderes feſtgeſetzt iſt, über. 

Ingleichen vertritt fie die Berlin-Potsdam-Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft 
bezüglich aller derſelben zuſtehenden Berechtigungen und obliegenden Verpflichtungen 
und übt namentlich alle Befugniſſe aus, welche geſetzlich dem Vorſtande einer 
Aktiengeſellſchaft zuſtehen. 

ö G die Folge hat die Berlin-Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft 
ihren Sitz und Gerichtsſtand im Domizile der gedachten Königlichen Behörde. 
Gegenüber den bisherigen Prioritäts⸗ und ſenftigen Gläubigern der Berlin- 
Poksdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft behält dieſe indeß ihren Gerichts⸗ 
Br in Berlin, und foll in diefer Beziehung die erwähnte Königliche Behörde 
er Gerichtsbarkeit in Berlin unterworfen fein. 

' Der Ausſchuß der Gefellichaft beſteht, ſobald der Vertrag perfekt ee 
ift, aus denjenigen Perſonen, welche zu dem gedachten Zeitpunkte Mitglieder 
deſſelben find. ie Zahl der Mitglieder wird in der Weiſe allmählich auf fünf 
reduzirt, daß in Fällen des Ausſcheidens einzelner Mitglieder durch Tod oder 
freiwilligen Austritt eine nee unterbleibt. 

m Uebrigen findet die Neuwahl der Mitglieder des Ausſchuſſes nach 
Maßgabe des Geſellſchaftsſtatutes durch die Generalverſammlung, jedoch ohne 
. hinſichtlich des Wohnortes der zu wählenden Mitglieder ſtatt. 

Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe des Ausſchuſſes iſt die Anweſenheit von 
mindeſtens der Hälfte der Mitglieder erforderlich. Der Ausſchuß hat neben der 
Wahl ſeines Vorſitzenden und der Ausübung der ihm ſonſt zuſtehenden Befug⸗ 
niſſe zugleich das Intereſſe der Berlin- Potsdam - Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft 
gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Vertrages handelt, 


f Geſalcchatee und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. Der $. 37 des 


Geſellſchaftsſtatutes wird aufgehoben. 
5 Die ordentliche jährliche Generalverſammlung der Aktionäre der Berlin- 
otsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft findet in der Regel in dem auf den 
Schluß des Rechnungsjahres folgenden fünften Monate 155 
(Nr. 8686.) m 
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. 4. 6 


Der Staat gewährt den Inhabern der Stammaktien der Berlin⸗Potsdam⸗ 
Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft eine feſte jährliche Rente von vier Prozent des 
Nominalbetrages der Berlin, Motsdam⸗ Magdeburger Stammaktien. Zu dem 
Ende wird der Betrag der feſten Rente mittels Abſtempelung auf den Aktien 
vermerkt. Bei der Abſtenpelung zahlt der Staat auf jede Aktie einen einmaligen 
Betrag von drei Mark. Gleichzeitig werden die Dividendenſcheine nebſt Talons 
gegen Zinskupons und Talons nach beigefügtem Formular ausgetauſcht. Die 
. der Rente erfolgt in halbjährlichen Raten am 1. Juli des ed und 
am 2. Januar des nächſtfolgenden Rechnungsjahres gegen Rückgabe des be⸗ 
treffenden Zinskupons in Berlin. Falls der Umtauſch der Dividendenſcheine 
gegen Zinskupons unterbleibt, wird die Rente nur am 2. Januar gezahlt. Divi⸗ 
dendenſcheine und Zinskupons, welche nicht innerhalb vier Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in welchem ſie fällig waren, zur Entgegennahme der Zahlun 
präſentirt werden, verfallen ohne Weiteres zum Vortheile der Penſions⸗ un 
Unterſtützungskaſſe für die Beamten und Arbeiter der Berlin⸗Potsdam⸗Magde⸗ 
burger Eiſenbahngeſellſchaft, jedoch mit der Maßgabe, daß die der Kaſſe uge⸗ 
floſſenen Rentenbeträge, ſoweit deren nachträgliche Zahlung bei ſpäterer Prä⸗ 
ſentation der Zinspapiere von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten aus Billig⸗ 
keitsrückſichten angeordnet werden follte, zurückzuerſtatten find. 


6. 5. 


Den bisherigen n rel der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger 
Eiſenbahngeſellſchaft bleiben ihre Rechte bezüglich des Berlin⸗Potsdam⸗Magde⸗ 
burger Fete ungeſchmälert vorbehalten. Der Staat wird die 
Berlin-Potsdam-Magdeburger Eſſenbahn nebſt allem Betriebsmaterial und ſon⸗ 
ſtigem Zubehör zunächſt als einen getrennten Vermögenskomplex verwalten. 

Der Staat iſt jedoch bergie das geſammte Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger 
Eiſenbahnunternehmen oder einzelne Theile deſſelben mit anderen Staats⸗ die 
vom Staate verwalteten Eiſenbahnſtrecken zu einer gemeinſamen Verwaltung zu 
vereinigen. In dieſem Falle gelten für die Vertheilung der geſammten Betriebs⸗ 
ausgaben der vereinigten Bahnen diejenigen Beſtimmungen, welche im Artikel IX 
Nr. 2 des unter dem 17. Juni 1874 Allerhöchſt beſtätigten, falsche der Hannover⸗ 
Altenbekener und der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen 
Vertrages — betreffend die Ueberlaſſung der Verwaltung und des Betriebes des 
Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahnunternehmens an die e alberſtädter 
Eiſenbahngeſellſchaft und Uebernahme einer Zinsgarantie ſeitens der Letzteren für 
die im Betrage von 9¼ Millionen Thalern zu Laſten des Hannover⸗Altenbekener 
Unternehmens aufzunehmende Prioritätsanleihe — über die Betheiligung beider 
Bahnen an den geſammten Betriebsausgaben vereinbart ſind. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten iſt were den Beginn des 
Rechnungsjahres für das Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahnunternehmen 
auf einen anderen Zeitpunkt als den Anfang des Kalenderjahres zu verlegen. 
Sofern dieſe Verlegung erfolgt, wird der bis zum Beginn des erſten abgeänderten 


. 


Rechnungsjahres bereits abgelaufene Theil des Kalenderjahres dem vorhergehenden 
echnungsjahre zugerechnet. 
F. 6. 


Der Staat iſt berechtigt, den noch unverwendeten Erlös aus der Begebun 
der rioritäts- Obligationen der Berlin-Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahnge 15 
chaft nach Maßgabe des Bedürfniſſes zu verwenden, ſowie auch den noch nicht 
degebenen Theil der Prioritäts⸗Obligationen für Rechnung des Unternehmens 
zu begeben. f 

$. 7. 


Der Staat ift verpflichtet, ſpäteſtens zum 2. Januar 1881 den Aktionären 
nie Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zuge⸗ 
örigen Dividendenſcheinen, beziehungsweiſe Zinskupons und Talons, Staats: 
15 verſchreibungen der vierprozentigen konſolidirten Anleihe und zwar für jede 

e eine Staatsſchuldverſchreibung zum Nennwerthe von 300 Mark anzubieten. 
Sofern bei dem Umtauſch die mit einzuliefernden Dividendenſcheine, beziehungs⸗ 
weile Zinskupons fehlen ſollten, werden die Kupons der Staatsſchuldverſchrei⸗ 
ungen für die entſprechende Zeit zurückbehalten. Der Staat wird in Höhe der 
umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſellſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe 
feines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche Stimmrecht aus. 

Es ſoll der Staatsregierung freiſtehen, den Zeitpunkt, an welchem mit 
een begonnen werden fol „ſchon vor dem 2. Januar 1881 eintreten 
u laſſen. 


Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens vier Wochen vor 
dem Beginne des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal 
in Zwiſchenräumen von einem Monat zu wiederholen. Zu dem Umtauſche wird 
der Staat eine Friſt von mindeſtens einem Jahre bewilligen. 

Den Mitgliedern des Ausſchuſſes bleibt der Umtausch der zu ihrer Legiti⸗ 
W 9 11 Aktien bis zur Beendigung der unten vorgeſehenen Liquidakion 

orbehalten. 

Die Berlin: Wotsdam- Magdeburger Eifenbahngefellihaft räumt dem Staat 
das Recht ein, nach Ablauf der für den Umtauſch der Aktien gegebenen ein⸗ 
jährigen Friſt, zu jeder Zeit das Eigenthum der Berlin⸗Potsdam Magdeburger 
Eiſenbahn mit ihrem geſammten unbeweglichen und beweglichen Zubehör, ins⸗ 
beſondere mit ihrem Betriebsmaterial, überhaupt mit allen an dem Unternehmen 
der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn haftenden Rechten und Verpflich⸗ 

ngen zu erwerben, und die Auflöſung der Berlin-Potsdam⸗Magdeburger 
Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund der nachſtehenden Beſtimmungen ohne Weiteres 
herbeizuführen. 

Falls der Staat ſich hierzu entſchließt, hat er 

1) die ſämmtlichen Prioritätsanleihen, ſowie alle ſonſtigen Schulden der 

Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner 
zu übernehmen; n 
2) an die Liquidatoren einen Kaufpreis von 40 Millionen Mark behufs 
ſtatutenmäßiger Vertheilung zu überweiſen. 
(Nr, 8686.) 


. 


Die Aktionäre ſind in der Folge durch die Geſellſchaftsblätter aufzufordern, 
binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchaftskaſſe gegen 
Empfangnahme ihres Antheils an dem Liquidationserlöſe abzuliefern. 

Bei Einlöſung der Aktien ſind die noch nicht zahlfälligen Dividendenſcheine, 
beziehungsweiſe Zinskupons mit abzuliefern, widrigenfalls der Geldbetrag derſelben 
von dem auf die Aktien entfallenden Betrage in Abzug gebracht wird. Dieſer 
Abzug gelangt erſt nach Ablauf der Verfährungsfriſt 955 Auszahlung, wenn 
Im berfelber von anderer Seite ein Anſpruch auf Auszahlung nicht erhoben 
ein ſollte. 

ie nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt , 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktie für kraftlos erklärenden 0 Ausſchlußurtheils erfolgen darf. Die 
Liquidation erfolgt für Rechnung des Staates. 

Behufs der im Falle des Eigenthumserwerbes ſeitens des Staates erfor⸗ 
derlichen 1 des Grundeigenthums auf den Staat ſoll derjenige Beamte 
der Berlin⸗Potsdam⸗ Magdeburger Eiſenbahnverwaltung zur Abgabe der Auf 
laſſungserklärungen ermächtigt fein, welchen in jedem einzelnen Falle das 9 
Eiſenbahnkommiſſariat zu Berlin, event. die an deſſen Stelle getretene Eiſenbahn— 
aufſichtsbehörde benennen wird. 

Die Berlin-Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft if nicht berechtigt, 
in anderer Weiſe ihre Auflöſung zu beſchließen, den Gegenſtand ihres Unterneh 
mens zu ändern oder auszudehnen oder Beſtandtheile ihres Eigenthums zu ver⸗ 
äußern oder zu verpfänden oder ihr Grundkapital durch Emiſſion von Aktien oder 
Anleihen zu erhöhen. 5 


. 8. 


Das geſammte Beamten- und Dienſtperſonal, mit Ausnahme der Mitglieder 
des Direktoriums der ee ee Eiſenbahngeſellſchaft, tritt 
mit dem Uebergange des Unternehmens auf den Staat in den Dienſt der König⸗ 
lichen Verwaltung über, welche die mit jenen Perſonen zur Zeit beſtehenden 
Verträge zu erfüllen hat. 

ie Penſions⸗ und 8 skaſſe, die . und die Sterbe⸗ 
kaſſe für die Beamten und Arbeiter der Berlin- Potsdam - Magdeburger Eiſenbahn⸗ 
eſellſchaft bleiben nach den betreffenden Statuten beſtehen, wenn nicht mit Zu⸗ 
1 der beiderſeitigen Berechtigten eine Vereinigung der genannten Kaſſen 


mit den entſprechenden Kaſſen der mit der Berlin-Potsdam-Magdeburger zu 


einer Verwaltung vereinigten Staatsbahnen oder vom Staate verwalteten Privat⸗ 
bahnen zu Stande kommt. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſen von der Berlin⸗ 
a ee Bahn übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die ſtatuten⸗ 
mäßigen Rechte der Geſellſchaft und des Direktoriums werden künftig durch die 
Ihr erwaltung der Berlin- Potsdam - Magdeburger Eiſenbahn enges König⸗ 
iche Behörde ausgeübt. 


Von den Mitgliedern des Direktoriums erhält bei dem Uebergange der | 


Verwaltung des Berlin-Potsdam- Magdeburger Eiſenbahnunternehmens auf den 
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Staat das techniſche Mitglied gegen Aufgabe der ihm vertragsmäßig zuſtehenden 
Kompetenzen eine von 2 5 Ausſchuſſe auf 100 000 Mark feſtgeſetzte Abfindung, 
welche aus dem Reſervefonds entnommen wird. Den übrigen Mitgliedern wer⸗ 
den bis zum Ablauf der in ihren Anſtellungsverträgen feſtgeſetzten Friſten die 
Mean vertragsmäßig zuſtehenden Kompetenzen und demnächſt die ihnen zugeſicherten 
enſionen vom Staate gewährt. 
8:8, 


Dieſes Abkommen wird pia g wenn zu demſelben die verfaſſungsmäßige 
Genehmigung nicht bis zum 1. Mai 1880 erlangt worden iſt. 


§. 10. 


Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Verlin- Potsdam - Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher 
Beſtimmungen haben, fo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchafts⸗ 
ſtatute anzuſehen iſt. su 


Der Staat ift berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage hervorgehenden 
Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 


$. 12. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 


Berlin, den 24. Dezember 1879. 
(L. S.) Rötger. Rapmund. Dr. Frölich. 


Direktorium der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
Krönig. Quaſſowski. Simſon. 


(Nr, 8686.) 
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. ter Zinskupon 


für die | 
Aktie der Berlin- Potsdam -Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft 
e | 
SRH Mark hat Inhaber dieſes Kupons vom ab aus 
!!!. ß—ß—ͤ . re geh in Berlin zu erheben. 


Dieſer Kupon wird ungültig und werthlos, wenn er nicht binnen vier Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem er fällig geworden, zur Zahlung 
präſentirt wird. 


(Trockener Stempel.) f 
Alnterſchrift in Fakſimile.) 


Talon 


zu der 
Aktie der Berlin -Potsdam- Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft 


N N 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe vom 
8 ab bei der. . . zu Berlin Die .....te Serie der Zins⸗ 
kupons für die Jahre 18. bis ‚ jofern nicht von dem Inhaber der Aktie 
bei der unterzeichneten Behörde ein Widerſpruch erhoben wird, in welchem 
upons an den Inhaber der Aktie erfolgt. 


. o 


(Trockener Stempel.) 
(Unterſchrift in Fakſimile.) 
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Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 
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